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der

Königlichen Regierung zu Düsseldorf.
Stück 31. Jahrgang 1872.

H 1807. Auf den Bericht vom 26. October
cur. will Ich Sie hierdurch ermächtigen, das anbei
erfolgende Reglement über die Leitung und Verwal¬
tung der Irren-, Heil- und Pflege - Anstalten in der
Rheinprovinz zu bestätigen.

Berlin, den 4. November 1872.
gez. Wilhelm,

gegez. Graf Eulenburg. Falk.
An den Minister des Innern und den Minister der

geistlichen Unterrichts- und Medizinal-Angelegenheiten.
Reglementüber die Leitung und Verwaltung der in der Rheinpro¬

vinz vorhandenen Provinzial-, Irren-, Heil- und Pflege-
Anstalten.

Zur Ordnung des Uebergangesder Rheinischen
Provinzial - Irren - Heilanstalt zu Siegburä in die
ständische Central-Verwaltung, sowie zur Ordnung
und Leitung dieser Anstalt und der in jedem Regie¬
rungsbezirke der Provinz zu erbauenden gemischten
Irren-, Heil- und Pflege-Anstaltenwird auf Grund
des H 10 des AllerhöchstgenehmigtenRegulativs für
die Organisation der Verwaltung des
dischen Vermögensund der provinzialständischenAn¬
stalten in der Rhcinprovinzvom 27. September 1871
(Gesetz-Sammlung Seite 469) folgendes Reglement
erlassen:

§ 1. Die in jedem Negierungs-Bezirke der Rhein¬
provinz zu erbauenden Provinzial-, Irren-, Heil-
und Pflege-Anstalten,sowie die bestehende Jrren-
Heil-Anstalt zu Siegburg sind wesentlich Heil-Anstal¬
ten. Pfleglingewerden nur soweit es der Raum ge¬
stattet, in jeder Anstalt behalten.

H 2. Die Aufnahme erfolgt in Pensionärstellen,
die nach verschiedenenKlaffen mit verschiedenerVer¬
pflegung und entsprechenden Verflegungssätzen durch
den Provinzial-Landtag auf Vorschlag des Provin-
ial-Verwaltungs-Ratbsabgestuft werden, oder in
freistellen. Die Freistellen werden nach Bedürfniß,
in der Regel bis auf die Dauer eines Jahres ge¬
währt, und nur ausnahmsweiseauf Antrag des Än-
stalts-Dircktorsbis auf zwei Jahre, unter Umständen
auch darüber hinaus, ausgedehnt.

Die Erfordernisse der Aufnahme werden beson¬
ders bestimmt.

8 3. Die obere Leitung und Verwaltung der
Anstalten wird von dem Provinzial-Verwaltungs-

Ausgegeben zu Düsseldorf am 21. Dezember 1872

ß

Rathe und seinen Organen nach Maßgabe des Re¬
gulativs für die Organisationder Verwaltung des
provinzialständischen Vermögens und der provinzial¬
ständischenAnstalten vom 27 September 1871 (Ges.
Samml. Seite 469), sowie der zu erlassendenGe¬
schäftsordnung für denselben geführt.

§ 4 Der Competenzdes Provinzial-Verwal-
tungs-Raths und seiner Organe unterliegen vornehm¬
lich folgende Gegenstände:

1. die definitive Anstellung der Beamten mit Aus¬
nahme der Anstalts-Direktoren (8 5) nach Anhö¬
rung der Letzteren, soweit es sich um eine lebens¬
längliche Anstellung handelt, Veränderungen

- und Ergänzungen in den Dienst-Jnstructionen
der Beamten, Beurlaubungen derselben, soweit
sie nicht für vorübergehendeFälle durch die
Dienst-Jnstructionengeregelt oder dem Anstalts-
Direktor überlastensind, die Bewilligung von
Renumerationen undUnterstützungen an Beamte
und die Pensionirung derselben; endlich die
Oberaufsicht und Disciplin über das ganze An-
stalts-Personal.

2. Die Prüfung der von den Anstalts-Direktoren
zu entwerfendenVerwaltungs-Etais und Ver¬
waltungsberichtefür den Provinzial-Landtag,
sowie die Prüfung und Vorrevision der Japresrech-
nungen, der An-und Verkauf, sowie der Umtausch
von Grundstücken, die Ausleihun, und Kündigung
von Kapitalien, Concessionen, Psandentsagungen,
die Anstellung von Prozessen, der Abschluß von
Vergleichen, die Bestimmung über die Art der
Beschaffungvon Verpflegungsbedürsnisien, die
Genehmigung von Verträgen über dauernde
Verpflichtungen der Anstalten und über Verpach¬
tungen von Grundstücken,die Genehmigung
der Pläne, Kostenanschläge und Aussührungs-
Contracte aller Neubauten, Genehmigung der
Contrakte über Reparaturen aa Gebäuoen wie
über Lieserungen und Leistungen an die Austal
ten und die Entscheidungüber jegliche Ueber-
schreitungdes Etats, überhaupt die obere Leitung
der ökonomischenVerwaltung in allen einzelnen
Theilen und die Aufsicht über die Verwaltung
der Fonds und des Kassen- und Rechnungs¬
wesens. ,
In dringenden Fällen können die Anhalts



Direktoren Reparaturen an Gebäuden bis zu
100 Thlr. selbstständig ausführen lassen und
Cvntrakte über Lieferungen und Leistungen an
die Anhalten bis zu 200 Thlr, in den Grenzen
des Etats selbststänoig abschließen.

3. Neue Anordnungen und Reformen in den Anstalts-
Vcrwaltunqen,die Bewilligung und Verlänge¬
rung von Freistellen, die Prüfung der durch die
Anstalts - Direktoren periodisch vorzunehmenden
und protokollarisch zu constatirenden Anstalts-,
Kassen- und Oeconomie-Berwaltungs-Revisionen
und die Vornahme extraordinärerAnstalts- und
Kassen-Revisionen.
H 5. Die unmittelbare Leitung und Verwaltung

der Anstalten innerhalb der Grenzen der einzelnen
Positionendes Etats und des gegenwärtigenRegle¬
ments wird Anstalts-Direciorenanvertraut, welche
als Aerzte nach den Anforderungen des Staates
ausgebildet sind.

Die Direktoren werden auf Vorschlag des Mini¬
sters der Medizinal-Angelegenheitennach Anhörung
des Provinzial-Verwaltungs-Raths vom Könige er¬
nannt.

H 6. Die Anstalts-Direktoren bestimmen über
die Ausnahme jeder Art von Kranken nach näherer
Anleitung ihrer Dienst-Instruktion.

Alles was auf die medicinischcn,psychische und
diätetische Behandlung der Kranken Bezug hat, gehört
zum ausschließlichen Geschäft der Anstalts-Direktoren,
Ueberschreitungender Etatssummen dürfen jedoch
auch durch Heilversuchenicht selbstständigund ohne
Genehmigung des Provinzial - Verwaltung!-Raths
veranlaßt werden.

8 7. Die Anstalts-Direktoren sind als erste Be¬
amte der Anstalten und nächste Vorgesetzte des sämmt¬
lichen Anstalts-Personals für die ordnungsmäßige
Verwaltung der Anstalten verantwortlich und
verpflichtet, in jeder Hinsicht das Interesse der
Anstaltenzu wahren und auch innerhalb der dem
Provinzial - Verwaltungs - Rathe vorbehaltenen
Kompetenz in dringenden Fällen vorläufige Maßre
geln, unter sofortiger Anzeige an den Provinzial-
Verwaltungsrath,zu treffen.

§ 8. An den einzelnen Anstalten ist ein ärzt¬
liches Verwaltungs-, Beaufsichtigungs- und Wart-
Personal nach Bedürfniß anzustellen,welches nach
Zahl und Besoldungs-Verhältnissen durch den Anstalts-
Etat festgestellt wird.

Dies Anstalts-Personalbesteht:
a. aus den höheren Beamten, nämlich einem zweiten

Ärzte, dem Oeconomle-Verwalter und dem Nen-
danten, sowie aus Geistlichen der katholischen
und evangelischen Confession;

b. aus dem niederen Anstalts-Personal, nämlich
Oberwärtern und Oberwärterinnen, Wärtern
und Wärterinnen?c. Die Stellen der Oberwär¬
ter und Wärter sind nach Maßgabe der Bestim¬
mungen des Reglements über die Civilversorgung

p. p. der Militairpers.nen vom 20. Juni t867
(HZ II und l2.) zu besetzen.
§ 9. Hinsichlich der Dienstvergehen der Anstalts-

beamlen und deren Bestrafung findet das Gesetz
über die Dienstvergehen der nicht richterlichen Beam¬
ten vom 2l. Juli 1852 (Gesetz-Samml.Seite 465)
Anwendung.

Zu den Dienstvorgesetzten,welche zu Warnungen
und Verweisen,sowie zur vorläufigen Untersagung
der Ausübung der Amtsverrichtungenberechtigt sind
kK§ 18 und 54 des Gesetzes vom 21. Juli 1872) ge¬
hören außer dem Landtags-Marschalleresp, dessen
Stellvertreter und Beauftragten, sowie dem Provin¬
zial. Verwaltungs-Rathe,auch die Anstalts-Direktoren.

Bis zur gesetzlichen Regelung der Disciplinar-
Besugnisse der ständischenBehörden ist den Anstalts¬
beamten die vertragsmäßige Verpflichtungaufzuer¬
legen sich für den Fall der Verletzung ihrer Amts¬
pflichtendie Festsetzung von Geldbußen bis zu 10
Thlr. Seitens des Landtags-Marschallsresp, dessen
Stellvertreter und bis zu 3 Thlr Seitens der Anstalts-
Direktoren und die Einbehaltungssolcher Geldbußen
aus dem Gehalte gefallen zu lassen.

§ 10. Die bestehendenDienst-Jnstructionenfür
die einzelnen Beamtender Anstalt zu Siegburg und
ebenso die Vorschriftenüber die Hausordnung fin¬
den gleichmäßig bis zu ihrer vorbehaltenenRevision
und Abänderungbei allen Anstalten Anwendung.

8 11. Mindestens einmal im Jahre hat der
Provinzial-Verwaltung-'-Ratheine außerordentliche,
umfassende Revisiondes Zustandesder Verwaltung
und der Kasse sowie des gesammtenRechnungswe¬
sens jeder Anstalt zu veranlassen.

Dem Oberpräsidiumder Rheinprovinz ist hier¬
von Behufs Wahrung der staatlichenOberaufsicht
zeitig Anzeige zu machen.

Bei sich ergebenden Unrichtigkeiten in der Kassen¬
führung ist von dem Revisor sogleich nach Vorschrift
der Gesetze zu verfahren.

8 12. Die Kosten der Neu- resp. Erweiterungs¬
bauten und der ersten Einrichtung einschließlich des
Inventars der in jedem Regierungsbezirke zu erbau¬
enden gemischten Irren-, Heil und Pflege-Anstalten
sowie die baulichen Unterhaltungskosten und die Ver-
waltungskosten dieser Anstalten nebst den Verpflegungs¬
kosten derjenigen Kranken, welche Freistelleil genießen,
werden von dem betreffenden Regierungsbezirke mit

der Maßgabe aufgebracht, daß diese Kosten zur Hälfte
auf die Bevölkerung und die andere Hälfte auf die
klassifizirte Einkommensteuer, Klassensteuer und zwei
Drittel des Antheils der Mahl- und Schlachtstenec,
welche für Rechnung des Staats erhoben wird, ver¬
theilt werden.

Die Verwaltungs- und Unterhaltungskostender
Irren-Heilanstalt zu Siegburg werden vom 1. Ja¬
nuar 1873 ab nach demselbenAufbringungs-Modus
auf die Provinz umgelegt.

§ 13. Für jede Anstalt ist von einer Landtags-



Diät zur andern ein Verwaltungs-Etat aufzustellen
und dem Landtage zur Bestätigungvorzulegen.

Ein Exemplardes festgesetztenEtats aller An¬
stalten ist an das Königliche Oberpräsidium einzu¬
reichen, welches hierauf die Königlichen Regierungen
mit näherer Weisung zur Vertheilung und Abliefe¬
rung der Kostenbeiträgc versieht.

§ 14. Jährlich und zwar vor dem letzten April
ist durch die Kassenverwaltungeiner jeden Anstalt
Rechnung über vas versl issene Jahr zu legen.

Die Art der Kassenverwaltung und Rechnungs¬
legung wird durch besondere Instruktion geordnet.

8 15. Die ständischen Behörden sind befugt, in
Angelegenheitendes Jrrenwesens die Kreis- und
Ortsbehördenzu requiriren.

8 16. Gegenwärtiges Regleinent tritt für die
Irren Heilanstaltzu Siegburg mit dem 1 Januar
1873 in Kraft.

Für die übrigen Anstalten wird der Zeitpunkt
der Gültigkeit des Reglements durch den Provinzial-
Verwaltungs-Rath nach Fertigstellung der Errichtung
der einzelnen Anstalten bestimmt.

§ 17. Die nach dem Allerhöchsten Landtags-
Abschiede vom 8. Juni 1871 und den dadurch geneh¬
migten acht Resolutionen des Rheinischen Provmzial-
Landtags der Finanz- und Bau-Commission für die
neu zu erbauenden Irren-Anstalten übertragenenBe¬
fugnisse gehen am 1. Januar 1873 ebenfalls auf den
Provinzial-Verwaltungsrathund seine Organe über.

Auf Grund der durch den Allerhöchsten Erlaß
voni 4. d. M. uns ertheilten Ermächtigungwird das
vorstehende Reglement hierdurch von uns bestätigt.

Berlin, den 20. November 1872.
(1-. 8.) Der Minister des Innern:

gez. Gr. Eulenburg.
Der Minister der geistlichen, Unterrichts-und Msdi-

cinal-Angelegenheiten: gez. Falk.
GGS.». 1S08. Auf den Bericht vom 26. October
cur. will Ich, in Folge des Antrages des 21. Rheinischen
Provinzial-Landtagesin der wiederbeigefügten Adresse
vom 21. September d. I. das anliegende

Reglement, betreffend den Uebergang des Meli-
rationsfonds für die Nheinprovinzm die stän¬
dische Verwaltung

unter Aufhebung des angeschlossenen Statutes vom
20. Februar 1856 hierdurch genehmigen.

Berlin, den 4. November1872/
gez Wilhelm

ggez. von Selchow, Grf. Eulenburg.
An den Minister für die landwirthschaftlichen Ange¬
legenheiten und an den Minister des Innern.

Reglement
betreffend den Uebergangdes „Meliorations-Fonds
für die Rheinprovinz"in die ständische Verwaltung

Auf Grund des 8- 16 des Regulativs für die
Organisation der Verwaltung des provinzialständischen
Vermögens und der provinzmlständischenAnstalten in
der Rheinprovinz vom 27. September 1871 (Gesetz-

Sammlung Seite 469 folgd.) wird folgendes Reg¬
lement erlassen:

Art. 1. Vom 1. Januar 1873 ab geht die obere
Leitung und Verwaltung des durch den Allerhöchsten
Erlaß vom 20. Februar 1856 gegründeten „Melio¬
rationsfonds für die Rheinprovinz"
an den Provinzial-Verwaltungsratyund dessen Or¬
gane nach Maßgabe des oben bezeichneten Regula¬tivs über.

Die in den U- 4. 5 6 und 9des Statuts für
den Meliorationsfonds dem Oberpräsidenten
der Rheinprovinz beigelegten Befugnisse werden dem¬
gemäß von dem genanntenZeitpunkte ab von dem
Provinzial-Verwaltungsrathe und dessen Organen
nach Maßgabe der Geschäftsordnungengeübt und
wird ebenso auch die im §. 8 dem Ausschusse der
Provinzial-Hülfskasse übertrageneBefuMß zur Prü¬
fung der Rechnungenvon dem Provinzial-Verwal-
tungsrathe wahrgenommen.

Art. 2. Die unmittelbareVerwaltung des Me-
liorations-fonds verbleibt auch ferner der Direktion
der Rheinischen Provinzial-Hülfskasse, innerhalb der
durch das Statut des Meliorationsfondsfestgestellten
Competenz.

Art. 3. Demgemäß erhält das Statut des Me-
liorationsfonds für die Rheinprovinz vom 20. Fe¬
bruar 1856 folgende Fassung:

Statut
des Meliorations-Fonds für dieRhein-

Provinz.
Zweck.

§. 1. Zweck des Fonds ist die Förderung land-
und forstwirthschaftlicher Meliorationen und Wege¬
bauten in bedürftigen Gegenden der Provinz durch
Gewährung von Darlehen, gegen geringe Zinsen und
günstige Rückzahlungsbedingungen, es mögen diese
Meliorationen von den Gemeinden als solchen, oder
von unter obrigkeitlicher Autorität gebildeten Genos¬
senschaftenausgehen.

Auch an Privatpersonenkönnen ausnahmsweise
dergleichen Darlehne gegeben werden. Dieselben
stehen aber in Concurrenzfällen den Darlehnsgesuchen
der Gemeinden und Genossenschaftennach.

S tam m fonds.
8- 2. Der Stammfonds wird gebildet aus der

Hälfte des Zinsüberschusses, welcher bei der Ueber¬
gabe der Dotationsgelder für die Rheinische Pro-
vinzialhülfskasse gleichzeitig in Staatsschuldscheinen
von 108,125 Thlr. und in Baar 8643 Thlr. 28 Sg.
4 Pfg. übergeben wurde, sowie aus ferneren von
dem Provinzral-Landtage zu diesem Zwecke zu be¬
willigenden Beträgen.

Verwaltung.
Z, 3. Die Direktion der Provinzial-Hülfskasseführt

die Verwaltung auch dieses Fonds, jedoch getrennt
von den übrige» Fonds dieser Kasse.

Bewilligung der Darlehne.
Z. 4. Ueber die Bewilligung von Darleynen



und die Bedingungen, unter wachen dieselbe erfolgt,
entscheidet der Pro vinz ial-B erwaltungs-
rath nach Anhörungder Direktionder Provinzral-
Hülfskafse.

Verzinsung und Rückzahlung.
§, 5. Das Darlehen ist die ersten dreiJahre nach der

Zahlung zinsfrei, demnächst mit 3°/<, zu verzinsen.
Die Rückzahlung soll in der Regel durch Amortisa¬
tion erfolgen, dergestalt, daß der Schuldner nach
Ablauf der drei ?reijahre jährlich 5 Prozent des ur¬
sprünglichen Darlehnsbetrageszahlt, wovon drei Pro¬
zent des jedesmaligen Darlehnsrestes auf Zinsen,
der Neberschußzur Kapitaltilgung verrechnet wird.

Dem Provinzial-Verwaltungsrathesteht frei, bei
Bewilligung des Darlehns die Rückzahlung in kürze¬
rer Frist zu bedingen, durch Erhöhung der Amorti¬
sationsquote oder durch Stipulation einer Rückzahlung
in bestimmten Terminen von zehn, fünfzehn oder zwanzig
Jahren. Denjenigen,welche solche kürzere Rückzah-
lungsfristen übernehmen,wird unter sonst gleichen
Bedingungen ein Vorzug eingeräumt, damit der
Fonds um so eher Mittel zu neuen Vorschüssen ge¬
winnt. Die Verzinsung und Amortisation beginnt
3 Jahre nach dem 1. April oder l. Oktober, welcher
auf die Zahlung des Kapitals folgt und sie geschieht
in halbjährigenTerminen.

Die Tage von der Zahlung des Kapitals bis
zum l. April oder 1. October bleiben außer Ansatz.

Sicherstellung.
§. 6. In Beireff der Sicherstellungdes Dar¬

lehns sind die Bestimmungen maßg bend, welche für
die Provinzial-Hülfskasse' bestehen und ist die Prü¬
fung derselben Sache der Direktion. Ueber Beschwer¬
den gegen dieselbe entscheidetder Provinzial-Verwal-
tungsrath. Ausnahmsweise kann dieser im Einver¬
ständnisse mit der Direktion der Provinzial-Hülfs¬
kasse, auch Darlehne gegen anderweite und geringere
Sicherheitbewilligen, wenn allein dadurch die Aus¬
führung der Melioration herbeigeführt werden kann.

§, 7, Sollte die Melioration, zu welcher das
Darlehn gegeben ist, nicht ausgeführt oder die son¬
stigen stipulirten Bedingungen nicht inne gehalten
werden, so kann das ganze Capital zu jeder Zeit ge¬
kündigt und die Rückzahlung in 6 Monaten gefor¬
dert werden.
Rechnungslegung und Aufsicht über die

Kassen-Verwaltung.
Z. 8. Die Direktion legt dem Provinzial-Ver-

waltungsrathe jährlich vollständige Rechnung,welcher
dieselbe nach Vorrevision dem Landtagezur Dechargeunterbreitet.

K. 9. Der Provinzial-Verwaltungsrathist auch
für die Kasse des Meliorations-Fsnds Kurator.

Beglaubigt.
Berlin, den l9. November 1872.

Der Minister für die landwirthschaftlichenAngelegen¬
heiten. gez. v on S e l ch ow.

Der Minister des Innern, gez. Gr. Eulen bürg.

Verordnungen u. Bekanntmachungen
der Central-Behörden

1849. Bekanntmachung
betreffend die Einlösung der zur Rückzah¬

lung am 1. Januar I 873 gekündigten
Schuldverschreibungen der 5°/stgen Anleihe

des Norddeutschen Bundes vom Jahre
1870 und der am Z.Januar 1873 fälligen

Coupons derselben.
Die durch unsere Bekanntmachungvom 25.

S eptember er. (Reichs-AnzeigerNro. 228) zur
Rückzahlung am 1.Januar 1873 gekündigten
noch nicht z'urEinlösung g elang ten S chuld -
verschreibungen der 5^ogen Anleihe des
vormaligen Norddeutschen Bundes vom
Jahre 1870 werden von der Staatsschulden-Til¬
gungskasse Hierselbst,Oranienstraße Nro. 94, und
von den sämmtlichen in unserer oben bezeichneten
Bekanntmachung vom 25. September er. und resp,
in der Bekanntmachung vom 1. Oktober er. (Reicbs-
Anzeiger Nr. 233) aufgeführten Kassen schon vom
20. d. Mts. ab in der in der Bekanntmachung vom
25. September er. angegebenen Weise durch Zah¬
lung des Nennwerthes eingelöst werden,
auch findet von da ab die Einlösung der am
2. Januar 1873 fälligen Coupons dieser
Anleihe statt.

Mit den Schuldverschreibungen sind die erst nach
dem 2. Januar 1873 fällig werdenden Zinscoupons
Ser. I. Nro 6 bis 8 nebst Talons unentgeltlich ab¬
zuliefern, oder es wird der Geldbetrag der fehlen¬
den unentgeltlichmit abzulieferndenCoupons vom
Kapitale gekürzt.

Berlin, den 16. Dezember 1872.
Kgl. Preußische Hauptverwaltungder Staatsschulden,

v. Wedell. Löwe. Hering. Rötger.
1720. Die Weich na ch st sen d u n g c n

betr essend.
Die Weihnachtszeitführt der Post bekannt¬

lich in jedem Jahre bedeutendeMassen von Palleten
zu. We»n sich diese Massen in den letzten Tagen
vor Weihnachten zusammendrängen und, wie dl s oft
der Fall ist, noch schwierige Witterung- und Weg"-
verhältwsse hinzutreten: so kann auch b i den um¬
fassendsten Vorbereitungen nicht jede einzelne Send mg
mit der sonstigen Pünktlichkeit eintreffen Ein' ver¬
spät te Ankunft ist aber gerade bei diesen Sendungen
bedauerlich Das Pubiicum wird daher im eigenen
Interesse ersucht, mit den W.ihnachtssendungen
bald zu beginnen, damit die Massen sich mehr
zertheilen. Zugleich wird ersucht, die Packete dauer¬
haft zu verpacken, namentlich dünne Cartons,
schwache Schachteln und Cigarrenkisten zu vermeiden
und die Signaturen deutlich und vollständigentweder
auf die Packete selbst niederzuschreiben oder, wenn
dies nicht thunlich, an denselben so haltbar zu befe¬
stigen, daß sie während der Beförderung nicht ab-



fallen oder abgestreift werden können.
Berlin, den I. Dezember 1872.

Kaiserliches General-Postamt. Stephan.
1609. Vom 1. Januar 1873 ab werden

bei sämmtlichen Neichs-Postanstalten Postkarten zum
Verkauf gestellt, welche gleich mit dem Francostempel
von l/z Groschen bz. 2'Kreuzern bedruckt sind.

Diese gestempeltenPostkartenwerden zumNenn-
werthe an das Publikum abgelassen. Daneben wird
der Verkauf der Postkarten' der jetzt gebräuchlichen
Art, welche nicht gestempelt und auch nicht mit Frei¬
marken beklebt sind, ferner Postkarten mit bezahlter
Rückantwort unter den bisherigen Bedingungenfort¬
gesetzt.

Die für den innern Verkehr zur Anwendung
kommenden Postkarten können auch nach sämmtlichen
europäischen Staaten, mit Ausnahme von Rußland
und Italien, benutzt werden. In diesem Falle sind
neben den, bereits auf die Karte gedruckten, Franco¬
stempel noch die zur Ergänzung erforderlichen Frei¬
marken (z. B. im Verkehr mit der Schweiz noch ^
Sgr. bez. 1 Kreuzer aufzukleben.

Berlin, 9. Dezember 1872.
Kaiserliches General-Postamt,Stephan.

R8VS- 1852. Es ist von Wichtigkeit, daß bei den
Adressen der Briefe und Packete, namentlichnach
großen Orten, die Wohnungs-Angabestets an einer
bestimmten Stelle, und zwar unten rechts, unmittel¬
bar unter der Angabe des Bestimmungsortes erfolge.
Durch das Umherirren des Auges der sortirenden
Beamten auf den Adressen entstehen Verzögerungen,
welche, da der Dienst auf Verwerthung des kleinsten
Zeittheilesberechnet ist, bei der Gesammtabwickelung
des Betriebes empfindlichins Gewicht fallen, und den
rechtzeitigen Antritt der Bestellnngsgängeder Brief¬
träger in Frage stellen.

An das correspondirende Publikum ergeht daher
das Ersuchen, bei Anfertigung der Brief-Adressenden
obigen Punkt im gemeinsamen Interesse gefälligst zu
beachten

Berlin, den 17. Dezember 1872.
Kaiserliches General-Postamt.Stephan.

t8«K 1837. Bekanntmachnng
desKöniglichenOber-Tribunals zu Berlin,
den Ehrenrath der Rechts-Anwälte dieses

Gerichtshofes betreffend.
In Gemäßheit des 8 4 Abs. 3 und 4 des Ge¬

setzes vom 26. März 1856 hat am 7. December 1872
eine theilweise Neuwahl des Ehrenraths der Rechts¬
anwälte des Königlichen Obeitrivunals stattgefunden,
in Folge dessen derselbe für die Iah e 1873 und
1874 aus folgenden Mitgliedern:

den Justizräthen Wagner, zugleich Vorsitzender,
Dorn, Simson, Schmückert und Wolfs, und den
Stellvertretern, nämlich dem Justizrath Bußcnius
und Rechtsantwalt Mecke,

besteht.
Dies wird in Berücksichtigung des 8 26 der

Verordnungvom 36. April 1847 hierdurch bekannt
gemacht.

Berlin, den 7. December 1872.
Der Chef-Präsident des Königlichen Ober-Tribunals.

Staats-Minister v. UhdenVerordnungen u. Bekanntmachungen
der Provinzial-Behörden.

I8K? 1861. Nachdem der Bundesrath in seiner
Sitzung vom 18. Novemberd. I. — H 464 der
Protokolle — die Bestimmungen zur Ausführung
des Gesetzes wegen Erhebung der Brausteuer vom
31- Mai 1872 — NeichsgesetzblattSeite 153 ff —
festgestellt hat, werden diese Ausführungs-Bestimmun-
gen in Gemäßheit Erlasses des Herrn Finanz-Mini¬
sters vom 23. v. Mts. Ill 17669 in der Beilage
hiermit zur öffentlichenKenntniß gebracht.

Cöln, den 3 Dezember 1872.
Der Provinzial-Steuer-Direktor:Wohlers.

1856. Besetzte Pfarrstelle.
Die Wahl des PredigtamtsCandidaten Doll

zum Pfarrer der evangelischen Gemeinde zu Neukirchen,
Kreis Synode Mörs, ist von uns landesherrlich be¬
stätigt worden.

Coblenz, den 11. Dezember 1872.
Königliches Consistorium.

Verordnungen n. Bekanntmachungen
der Königlichen Regiern^,«!»

ß 1299. Es wird hierdurch wiederholt zur
öffentlichen Kenntniß gebracht, daß unsere Hauptkasse,
sowie sämmtlicheSteuer- und Forstkassenunseres
Bezirks, auf Grund der AllerhöchstenVerordnung
vom 15. Februar 1858 (GesetzsammlungS. 42) an¬
gewiesen sind, die inländischen Scheide-Münzen aller
Art nach dem vollen Nennwerthe auf Verlangen
in grobe Silbermünze(Courant) umzutauschen, sofern
nur die zur Umwechselung angebotene Summe bei
der Silberscheidemünze den Betrag von „Fünf Tha¬
lern" und bei der Kupferscheidemünzeden Betrag
von „Zwei Thalern" erreicht.

Düsseldorf, den 13. September 1872. II. V. 6466.
1820. Auf Grund des § 4 des Regulativs

vom 24. Juni d. I. hat der Herr Minister für Han¬
del :c durch Erlaß vom 15. v. Mts. unter Vorbe¬
halt des Widerrufs genehmigt, daß die auf den
Etablissements des Geheimen Commerzienraths Krupp
zu Essen befindlichen Dampfkessel bis auf Weiteres
von der durch das Gesetz vom 3. Mai d. Js. (G.
S. S. 515) vorgeschriebenen amtlichen Revision be¬
freit bleiben, nachdem für anderweitigeBeaufsichti¬
gung des KesselbetriebesSorge getragen ist.

Düsseldorf, den 11. December 1872. 1.1II 4537.
sG? «. 1827. Wir bringen hierdurch zur öffent¬

lichen Kenntniß, daß nach einer Bekanntmachungdes
Herrn Reichskanzlers vom 21. Novemberd. Js. der
höheren Gewerbeschule zu Barmen die Berechtigung
verliehenworden ist, denjenigen ihrer Schüler Qua-
lifications-Zeugnissefür den einjährig freiwilligen
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e nach Absolvirung

eife für die Selecta
Militairdienst auszustellen, wel

der beiden höheren Classen die !

dargethan haben.
Düsseldorf, den 9. Dezember 1872. I. U. 4611.

1821. Nachweisung

der im Regierungsbezirk Düsseldorf für das Jahr
1372 an- resp, abgeköcten Zuchtstiere.

Namen des Anzahl der zur Bon den vorge¬
»-> Körung vorge¬ führten Zucht¬

Kreises. führten Zucht¬
stiere.

stieren sind

angekört abgekört
1 Barmen 1 1
2 Cleve 70 70
3

Crcfeld 35 35 —

4
Düsseldorf

68 68 —

5
Duisburg

73 69 4
6

Elberfeld
2 2

7
Essen

43 43
8 Geldern 81 81
9

Gladbach
23 23

10
Grevenbroich

36 36
11

Kempen
51 51

12
Lennep

26 26
13 Mettmann 34 33 1
14 Mörs 98 98
15

Neuß
43 43

16 Nees 57 53 4
1?

Solingen
62 62 —

Summa 803 794 9

Vorstehende Nachweisung wird hiermit zur öffent-

Iichen Kenntniß gebracht.

1634. Trotz der auf Grund des § 6 der

Gewerbe-Ordnung vom 21. Juni 1869 erlassenen

Reichs-Verordnung vom 25. März d, I., welche das

Feilhalten und den Verkauf von zu Heilzwecken die¬

nenden Zubereitungen, sowie von Droguen und che¬

mischen Präparaten gesetzlich regelt, und welche in

Nr. 18 unseres Amtsblattes vom 4. Mai d. I. pub-

lizirt worden ist, ergibt sich aus dem noch sehr häufig
von Nichtapothekern Statt findenden Anpreisen

und Feilbieten von Heil- resp. Geheim¬
mitteln, daß die Tragweite der Reichs-Verordnung

vom 25. März d. I. vielfach nicht die gehörige Be¬
achtung gefunden hat.

Wir finden uns deshalb veranlaßt, ausdrücklich

darauf hinzuweisen und namentlich alle diejenigen,
welche sich bisheran mit dem Verkauf von Heil- und

Arzneimitteln befaßt haben, ernstlich daran zu erinnern,

daß das Feilbieten (ankündigen) und der Verkauf
seitens der Nichtapotheker aller derjenigen Zubereitun¬

gen, zu Heilzwecken, welche in dem' Verzeichnis
der Reichs-Verordnung vom 25. März d. I. aus¬

schließlich in Apotheken gestattet sind, gemäß § 367

Nro. 3 des Strafgesetzbuches mit Geldstrafe bis zu

S0 Thlr. oder Haft bestrast wird. Wir beauftragen

sämmtliche Polizei- und Medizinalbehörden unseres

Verwaltungs-Bezirkes hierdurch, Zuwiderhandlungen
der zuständigen Gerichtsbehörde zur Bestrafung an¬
zuzeigen. Die Herren Landräthe werden hierdurch

gleichzeitig beauftragt vorstehende Verordnung durch

das Kreisblatt zur Kenntniß des Publikums zu bringen.
Düsseldorf, den 15. Dezember 1872.1. II 6812.

I87M. 1653. Zur allgemeinen Kenntnißnahme

und namentlich zur Beachtung Seitens der Vorstände

der Orts-Armenverbände theilen wir nachstehend die

neuesten Präjudikate des Bundesamtes für das Hei-
mathswesen mit:

1. Durch das Frcizügigkeitsgesetz vom 1. Novem¬
ber 1867 ist die Bestimmung in § 7 des Lauenburg.

Patents vom 24. April 1846 in Bezug auf andere

Bundesstaaten hinfällig geworden. Ein Lauenburger,
welcher sich in einem anderen Bundesstaate nieder¬

läßt, »ruß deshalb von seiner bisherigen Heimaths-

kommune wieder aufgenommen werden, so lange er
nicht in Gemäßheit des Reichsgesetzes vom 6. Juni

1879 das Heimathsrecht daselbst verloren oder einen

neuen Unterstützungswohnsitz erworben hat. (3. De¬

zember 1872 Mustin contra Hamburg 141/72. 3.

Dezember 1872 Kl. Sarau contra Cronsforde 142/72,)

2. Die Hülfsbedürftigkeit einer Person ist auch

dann als hervorgetreten zu erachten, wenn zwar nicht

für diese selbst, wohl aber für ihre arbeitsunfähigen

Angehörigen die öffentliche Fürsorge eintreten mußte.
(3. Dezember 1872. Charlottenburg contra Ristedt

61/72)

3. Zu den Kur- und Verpflegungskosten im Sinne

des § 29 des Reichsgesetzes vom 6. Juni 1870 ge¬
hören auch die Transportkosten, welche durch die

Ueberführung des Erkrankten in eine Heilanstalt ver¬

anlaßt werden. (3. Dezember 1872. Steltin contra

Greifenhagen 80/72.)
Düsseldorf den 17. Dezember 1872. 1. II. 4998.

Verordnungen u. Bekanntmachungenanderer Behörden.
AH? 5- 1630. Vom IS. d. Mts. ab wird die Pcr-

sonenpost von Titz nach Grevenbroich
aus Titz 4,45 Früh

abgefertigt werden.

Düsseldorf, den 14. Dezember 1372.

D er Kaiserliche Ober-Post-Directoc: Friederich.
K87K. 1766. Die I. Personenpost von Dorsten

nach Sterkrade wird jetzt wieder wie früher

aus Dorsten 6, 25 Früh

abgefertigt.

Düsseldorf, den 5. Dezember 1872.
Der Kaiser!. Ober-Postdrrector: Friederich.

5 877- 1767. Vom 8. d. Mts. ab wird die Personen¬

post von Solingen nach Langenfeld

aus Solingen 6,35 Früh und 2,55 Nachmittags

abgefertigt werden.

Düsseldorf, den 6. Dezember 1872.

Der Kaiser!. Ober-Postdirector: Friederich.



1839. Durch Urtheil des Königlichen Land¬

gerichtes zu Elbcrfeld vom 14. Dezember d. I. ist
der zuletzt in Dilldorf, Bürgermeisterei Hardenberg

wohnhast gewesene Arzt Peter Kauhausen für ab¬
wesend erklärt worden.

Cöln, den 16. Dezember 1872.

Der Gen eral-Prokurator: Dr. Frh. v. Seckendorff.

1651. Ansloosung von Nentenbric-

fen. In dem am heutigen Tage abgehaltenen Ter¬
mine zur Ausloosung von Rcntenbriefen der Provinz

Westfalen und der Rhetnprovinz für das Halbjahr 1.

October 1872 bis 31. März 1873 sind folgende Ren¬

teubriefe aufgerufen worden:
1 lütt. /r. ä 1000 Thlr — 39 Stück, nämlich:

Ro. 132. 161. 178. 343. 372. 383. 431. 567.

592. 817. 1215. 1297. 1542. 1830.1954. 2185. 2193.

2271. 2412. 2507. 2528. 2595. 2611. 2954. 3183.
3463. 3548. 3676. 3693. 3694. 3725. 3916. 3992.

4136. 4239. 4348. 4566. 5084. 5553.

2. lütt. ö. ä 500 Thlr. — 16 Stück, nämlich:
No. 93 291. 415. 430. 936. 1060. 1140. 1144.

1145. 1316. 1392. 1397. 1434. 1625. 1988. 2254.'

3. lütt. L. ä 100 Thlr. ---- 83 Stück, nämlich:
Nr. 27. 138. 327. 704. 735. 797. 895. 1115.

1556. 1593. 1625. 2042. 2287. 24^2. 2617. 2870.

2999. 3038. 3216. 3357. 3375. 338'. 3447. 3903. 4020.

4052. 4313. 4400. 4418. 4775. 5l17. 5143. 5376.
5440. 5495. 5527. 5787. 5792. 5930. 6080. 6174.

6! 75. 6269. 6516. 6764. 6766. 6938. 6984. 6990.

7195. 7303. 7740. 7842. 7884. 8000. 8035. 8158.

8187. 8315. 8502. 8604. 8953. 9107. 9247. 9276.

9312. 1408. 9537. 9651. 9998. 10406. 10470. 10699.

11080. 11257. 11276. 11649. 11792. 11814. 11918.
11997. 12001. 12115.

4. lütt. I>. ä. 25 Thlr. --- 76 Stück, nämlich:
No. 95. 386. 576. 722. 893. 1212. 1442. 1636.

1897. 2029. 2153. 2278. 2303. 2407. 2624. 2683.

2734. 2904. 2937. 3008. 3014. 3067. 3137. 3239.
3242. 3434. 3455. 3478. 3527. 3832. 4202. 4714.

4775. 4954. 5106. 5221. 5408. 5422. 5429. 56S6.

5698. 5917. 5926. 6291. 6543. 6609. 6615. 6865.

7004. 7168. 7769. 7770. 7793. 7830. 7991. 8221.

8256. 8426. 8460. 8519 8550. 8663. 8816. 8903.

8918. 8977. 9179. 9438. 9662. 9737. 10218. 10284
10297. 10314. 10486. 10546.

5. lütt. L. a 10 Thlr. ---- 4 Stück, nämlich:
Nr. 13552. 13553. 13554. 13555.

Die ausgeloosten Rentenbriefe, deren Verzinsung

vom 1. April 1873 ab aufhört, werden den Inhabern

derselben mit der Aufforderung gekündigt, den Kapi¬

talbetrag gegen Quittung und Rückgabe der Reuten-

driefe mit den dazu gehörigen nicht mehr zahlbaren
Zins-Coupons Serie III. Nr. 14 bis 16 und Talons

rom 1. April künftigen Jahres ab bet der Renten-

bank-Kasse Hierselbst, in den Vormittagsstunden von 9

bis 12 Uhr in Empfang zu nehmen.

Auch ist es gestattet, die gekündigten Nentenbriefe

mit der Post, aber fraukirt und unter Beifügung einer

gehörigen Quittung über den Empfang der Valuta,

der gedachten Kasse einzusenden und die Uebersendung

der letzteren auf gleichem Wege, aber auf Gefahr und

Kosten des Empfängers zu beantragen.
Für die Inhaber von Rentenbriefen lütt, lü ä

10 Thlr. bemerken wir, daß von letzteren die Num¬

mern 1 bis einschließlich 13551 in früheren Terminen
bereits sämmtlich ansgeloost worden sind.

Münster, den 12. November 1872.

Königliche Direction

der Rentenbank für die Provinz Westfalen und die
Rheinprovinz: Rasch.

1856. Die Löschungsquittungen über die

zum l. October cr. eingezahlten Renten-Ablöse Kapi-

talien find für die zum Bezirk des Appellations-G -
richts in Hamm gehörenden Gemeinden der Nheinpro-
provinz an die betreffenden Grundbuch-Aemter von

uns abgesandt, und werden jene Quittungen nach

erfolgter kostenfreier Löschung des Nentenpflichtigkeits-

Vermerks von dieser Behörde den Betheitigten aus¬
gehändigt werden.

Die Löschungsquittungen für die Gemeinden des

Regierungsbezirks Düsseldorf sind an die betreffen¬

den Königlichen Steuer-Kassen behufs Auswechselung
mit den von diesen ausgestellt"?» Jnterimsquittungen
abgesandt worden.

Münster den 14. December 1872.

Königliche Direction der Rentenbank: Rasch.

«KHx. 1778. Dwch Erkenntniß des Königlichen

Landgerichts zu Eleve vom 22. October d. Js. ist

die Ehefrau Heinrich Albeis, Hendrina, geborene

Janscn zu Eleve,dermalen in der Departementäl-Jrren
anstatt zu Düsseldorf, interdicirt und deren Bevor

mundung verordnet worden.

Die Herren Notarien meines Amtsbezirks ersuche

ich dem Artikel 18 der Notariats-Ordnung zu genügen.
Eleve, den 6. December 1872.

Der Oberprocurator: Büß.
1k 1828. Die Eröffnung der gewöhnlichen
Assisen im Bezirke des Königlichen Landgerichts zu
Elbcrfeld für das !. Qartal 1873 wird hiermit auf

Montag den 27. Januar 187» festgesetzt und der

Königliche Appellations-Gerichts-Rath Herr Möller
zum Präsidenten derselben ernannt.

Gegenwärtige Verordnung soll auf Betreiben

des Königl. Herrn General-Prokurators in der gesetz¬

lichen Form bekannt gemacht werden.

Cöln, den 9. December '872.

Der Erste Präsident des Königlichen Rheinischen

Appellations-Gerichtsl.ofes Geheimer Ober-Justizrath

(gez.) vr. H. Heimsoeth.

1829. Die Eröffnung der gewöhnlichen

Assi'en im Bezirke des Königlichen Landgerichts zu

Düsseldorf für das I. Quartal 1873 wird hiermit

auf Montag den 2V. Januar 1873 festgesetzt und

der Königliche Appellations-Gerichts-Rath Herr Meu-
rer zum Präsidenten derselben ernannt.

Gegenwärtige Verordnung soll auf Betreiben
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des Könial. Herrn General-Prokurators in der ge¬
setzlichen Form bekannt gemacht werden.

Cöln, den 9. December 1872.
Der Erste Präsident des KöniglichenRheinischen
Appellations- Gerichtshofes Geheimer Ober - Justirath

(gez) Dr. H. Heimsoeth.
HHMA. 1836. Zur Veröffentlichung der im Laufe
des Jahres 1873 stattfindendenEintragungen in unser
Handels- und Genoffenschafts-Register haben wir:

1. die Rhein- und Ruhrzeitungzu Duisburg, 3.
die KölnischeZeitung zu Köln, 3. die Berliner
Börsenzeitung zu Berlin, 4. den deutschen Reichs¬
und preußischen Staatsanzeiger

bestimmt.
Indem wir dieses hiermit zur öffentlichen Kenn'-

niß bringen, z igen wir zugleich an, daß der Herr
Kreis-Gerichts-RathStieiel die auf die Führung der
Handels- und Genoffenschafts-Registerbezüglichen
Geschäfte unter Mitwirkung des Handelsgerichts-
Secretairs Herrn Bureau-Diätar Werners im Jahre
1873 wahrnehmen und zur Aufnehmungder betref¬
fenden Anmeldungen an jedem Montag Morgen von
10 Uhr ab in seinem Geschäftszimmer Nro. 6 des
Gerichtslocalsanwesend sein wird.

Duisburg, den 9. Nooemker —
- AZmglich-s Kreis-Gerichts.

H Die Veröffentlichung der in die Han¬
dels- ssfid Genoffenschafts-Registerder unterzeichneten
Stelle Statt findenden Eintragungen wird während des
Jahres 1873 durch a. den Deutschen Reichs- und
PreußischenStaats-Anzeiger;b. die Kölnische Zeitung,
und o. die Crefelder Zeitung erfolgen.

Crefcld, den 13. Dezember 1872.
Königliches Handelsgericht,

F. H. von der Lehen. V. Eushoff.
«KK«. 1855. Das Königliche Handelsgericht Hier¬
selbst, hat durch Beschluß von heute, den Königlich
Preußischen Staats-Anzeiger in Berlin und die hie¬
sige Zeitung, als diejenigen öffentlichen Blätter be¬
stimmt, in' welchen im Jahre 1873 die Veröffent¬
lichung der Eintragungen in das hiesige Handels¬
und Genoffenschaftsregistcr stattfinden sollen und
ferner verordnet, daß die Veröffentlichungen bezüglich
der Ehevertäge, blos in der hiesigen Zeitung gesche¬
hen sollen.

Elberfeld, den 14. Dezember 1872.
Der Königliche Handelsgerichts-Präsident

S chniewind.
Der Handelsgerichts-Sekretair Mink.

Stcherheits Polizei.
SG87- 1812. Am 2. Dcbr. c. ist Hierselbst ein Packet,
enthaltend ein auseinander getrenntes Frauenkleid von
schwarzem Halbwollenstoff mit einem in Oelfarbe auf¬
gedruckten Müsterchen,bestehend aus 3 weißen, von
3rothcn schräg durchkreuzten Streifen gestohlen worden.

Ich ersuche Jeden, welcher über den Verbleib
estohlenen Kleides.

bäudes angesehen werden kann, Auskunft zu geben
vermag, siH bei mir oder der nächsten Polizeibehörde
zu melden.

Düsseldorf, den 10. Dezember 1872.
Der Untersuchnngsrichter II Greiß.

Personal Ckronik.
AHHH. 1826. Der bisherige Großbritanische Ge-
neral-Consulin Leipzig, Herr Joseph Archer Crowe
ist zum General-Consut in Düsseldorf für die Rhein¬
provinz und Westfalen ernannt und zufolge Nescripts
des Herrn Reichskanzlers v. 31. October d. I. an¬
erkannt und zugelassenworden.
KD8S- 1813. Die Wahl des Herrn Karl Hardt
zum Kommunal-Empfängerder Stadt Remscheid ist
von uns bestätigt.

1814. Die Lehrerin Hermine Notarp ist
provisorisch zur Lehrerin an der Mädchenschule der
katholischen Elementarschule zu Bösinghoven ernannt
worden.
IGSt 1854. Zusammenstellung
der in den öffentlichen Anzeigern Nro. 101 und 102

zur Besetzung angezeigten, gegenwärtigvakanten
Dienststellen.

Bezeichnun g
der

vakanten Dienststellen.

Einkommen
der Stelle
jährlich.

Meldung
bis

zum

Nr. der
Bekannt¬
machung.

des gestohlenen
Verhörstube Zimmer Nro

dessen Muster in meiner
58 des hiesigen Justizge-

Lehrer an der evang.
Elementarschule zu
Ruhrvrt . . . .

Lehrer an der Schule
zu Kohlfort . . .

Lehrer an der kathol.
Elementarschule zu
Kaldenkirchen . .

Lehrer an der kathol.
Knabenschule zu Vo¬
gelheim . . . .

3 Lehrer an der kath.
Elementarschule zu
St. Toenis . . .

Lehrer an der 2. Pfarr¬
schule zu Barmen

Lehrer an der kathol.
Elementarschule zu
Orbroich . . . .

Lehrerin an der Schule
zu Odenkirchen' .

550 Thaler
u. fr. Woh¬

nung.
300 Thaler,
u. fr. Woh¬

nung.
335 Thlr.

300 Thaler
u. sr. Woh¬

nung ev.
Miethsent¬
schädigung.
350 bezw.

300 Thaler.

bal¬
digst

30./12.

j30./12.

30./12

3227.

3223.

3229.

3230.

3231.

— 3265.350 Thlr.
u. fr. Woh¬

nung.
350 Thaler. 30./12. 3266.
u. fr. Wohn,

neist
Garten.

330ThaIer. 25.02. 3267.
u. fr. Woh¬

nung.
Hierbei eine Beilage.

Rrdigiu uu ÄMrcau der Höniglicheu Regirrung. Tiisjadorj. HvMichdriieierci von 1'. Brd und Eomp.
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